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Die komba gewerkschaft dankt für die Möglichkeit zur Stellungnahme zu dem vorbezeichneten Re-

ferentenentwurf. 

Die komba gewerkschaft unterstützt das Ziel, Bildungsgerechtigkeit frühzeitig zu stärken und die 

Qualität der Kindertagesbetreuung weiterzuentwickeln. Zugleich markiert der Entwurf jedoch eine 
Abkehr von bisherigen Grundsätzen frühkindlicher Bildung. Während § 22 Abs. 1 SGB VIII bislang die 

soziale, emotionale, körperliche und geistige Entwicklung umfassend in den Förderauftrag einbe-
zog, verengt der Entwurf den Förderbegriff auf basale Kompetenzen wie Sprache, Selbstregulation 

sowie motorische und mathematische Fähigkeiten. Damit wird das Bildungsverständnis auf schul-
vorbereitende Aspekte reduziert, obwohl frühkindliche Bildung weit darüber hinausgeht. 

Einen weiteren Paradigmenwechsel stellt die Einführung einer verpflichtenden Überprüfung des 
Sprach- und Entwicklungsstandes spätestens im fünften Lebensjahr dar. Frühkindliche Bildung war 
bislang bewusst frei von Prüfungslogiken. Der Entwurf verstärkt hingegen eine defizitorientierte Per-

spektive auf Kinder, ohne ihre Ressourcen und individuellen Stärken gleichermaßen in den Blick zu 
nehmen. Dieser Blick setzte bislang überwiegend erst im schulischen Kontext ein.  

Zudem wird in der aktuellen Debatte häufig übersehen, dass viele Kinder mit zunehmenden sozio-
emotionalen Herausforderungen in die Einrichtungen kommen. Die Förderung sozialer und emotio-
naler Kompetenzen ist jedoch eine zentrale Voraussetzung für alle weiteren Bildungsprozesse, ein-
schließlich des Spracherwerbs. 

Die vorgesehenen Regelungen rücken die Kindertageseinrichtungen erneut in die Rolle von Zuarbei-
tenden für die Grundschule. Kinder sollen „fit“ gemacht werden, um dort zu funktionieren. Damit 

droht der Verlust eines zentralen Schutzraums, in dem Lernen bislang ohne Vergleich, Druck und 

Zwang möglich war und bislang durch Beziehungsorientierung, Freiwilligkeit und intrinsische Moti-

vation geprägt ist. An die Stelle von Persönlichkeitsentwicklung tritt die Messbarkeit einzelner Kom-

petenzen. Die Frage, was Kinder künftig benötigen, um in der sich verändernden Gesellschaft und 

der Transformation der Arbeitswelt zu behaupten, wird nicht angerissen. Auch die Frage, ob Kinder 

sich zwingend für die Schule anpassen müssen oder ob nicht die Schule sich vielmehr auf die Kinder 

einrichten muss, wird nicht gestellt.  

Unberücksichtigt bleibt dabei die grundlegende Frage, was Kinder für eine gelingende frühkindliche 

Bildung tatsächlich benötigen: verlässliche Beziehungen, Zeit für freies Spiel, Erfahrungen von 
Selbstwirksamkeit sowie ausreichend zeitliche Ressourcen qualifizierter Fachkräfte. Gerade daran 

hat es in den vergangenen Jahren vielfach gefehlt. Der zunehmende Einsatz nicht oder unzureichend 
qualifizierten Personals hat eine Deprofessionalisierung befördert und die Qualität der pädagogi-

schen Arbeit nachhaltig beeinträchtigt. 

Positiv hervorzuheben ist, dass der Entwurf die „demografische Rendite“ nutzen möchte und erste 

Ansätze für eine systematische Personalbemessung enthält. Dies entspricht einer zentralen langjäh-

rigen Forderung der komba gewerkschaft: Gute frühkindliche Bildung erfordert ausreichend gut aus-

gebildete Fachkräfte mit genügend Zeit für alltagsintegrierte und individuelle Förderung. Allerdings 
bleibt hier wieder die konkrete Ausgestaltung den Ländern überlassen, sodass weiterhin keine bun-

deseinheitlichen Standards zu erwarten sind. Konkrete, bundesweit einheitliche Vorgaben wären 
jedoch ein wesentlicher Schritt hin zu vergleichbaren Bildungsbedingungen. 

Die vorgesehene Normierung der Datenübermittlung und Zusammenarbeit mit der Grundschule 

verpflichtet vor allem die Kindertageseinrichtungen. Eine entsprechende Verpflichtung der Schulen, 
die übermittelten Informationen im Sinne der Kinder zu nutzen und Förderprozesse fortzuführen, 
fehlt hingegen. In der Praxis berichten Fachkräfte häufig, dass jetzt bereits aufwendig erstellte Bil-
dungsdokumentationen der Kindertageseinrichtung in der Schule unberücksichtigt bleiben. 
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Die Normierung der Verfügbarkeit von Fachberatung und Kita-Sozialarbeit wird grundsätzlich be-

grüßt, ihre konkrete Ausgestaltung erscheint jedoch teilweise unzureichend. 

 

Zu den einzelnen Regelungen: 

§ 22 Abs 2 SGB VIII – Grundsätze der Förderung (ab 01.01.2027) 

Die Ergänzungen im Gesetzestext bilden im Wesentlichen bereits die gelebte Praxis ab. Insbeson-
dere die in Nummer 2 genannten Übergänge sind fester Bestandteil pädagogischer Konzepte. 

Kindertageseinrichtungen können einen wichtigen Beitrag zum Abbau von Benachteiligungen leis-
ten. Dieser Auftrag lässt sich jedoch nicht ohne Veränderungen struktureller Rahmenbedingungen 

erfüllen, die außerhalb ihres Einflussbereichs liegen. Der formulierte Anspruch greift daher zu hoch 

und ist mit den im Gesetz vorgesehenen Ressourcen für die Beschäftigten in Kitas nicht realistisch 
umsetzbar. 

Auch die Verpflichtung zur Zusammenarbeit mit Grundschulen und den für die Einschulung zustän-
digen Stellen bleibt im Ergebnis deklaratorisch, da entsprechende Kooperationen bereits gelebte 

Praxis sind. 

§ 22 Abs. 3 SGB VIII 
Die in Absatz 3 vorgenommene Fokussierung des Förderauftrags auf basale Kompetenzen führt – 
wie bereits ausgeführt – zu einer erheblichen Verengung des Bildungsverständnisses. Der Auftrag 

der Kindertageseinrichtungen wird damit faktisch auf diejenigen Kompetenzen reduziert, die vor-
rangig für den Übergang in die Grundschule relevant sind. Zwar ist die Förderung dieser Kompe-

tenzen unbestritten wichtig, doch wird durch diese einseitige Schwerpunktsetzung das breite 

Spektrum an Fähigkeiten und Potenzialen, das Kinder für ein selbstbestimmtes Leben benötigen, 
deutlich eingeschränkt. 

Zugleich bleibt unberücksichtigt, dass Kinder zunehmend mit sozio-emotionalen Herausforderun-

gen zu kämpfen haben. Der konstruktive Umgang mit eigenen Gefühlen sowie die Gestaltung sozia-

ler Beziehungen sind zentrale Entwicklungsaufgaben, die im pädagogischen Alltag vorrangig aufge-

griffen werden müssen. Sozio-emotionale Kompetenzen bilden eine grundlegende Voraussetzung 
für gelingende Bildungsprozesse, für gesellschaftliche Teilhabe und nicht zuletzt für eine funktionie-
rende Demokratie. Ihre Bedeutung steht dabei nicht in Konkurrenz zur Sprachförderung – vielmehr 

sind sie eine wesentliche Grundlage für den Erwerb sprachlicher und weiterer Kompetenzen. 

Der Entwurf transportiert darüber hinaus erneut die Erwartung, dass Kinder primär an die Anforde-
rungen des Schulsystems angepasst werden müssen. Eine kritische Auseinandersetzung mit der 

Frage, inwieweit sich das Schulsystem stärker an den Bedürfnissen und Entwicklungslogiken der 

Kinder orientieren sollte, bleibt hingegen aus. Stattdessen erfolgt eine Annäherung des Kita-Sys-
tems an schulische Logiken, ohne zu hinterfragen, ob das bestehende Schulsystem den aktuellen 
und zukünftigen Anforderungen von Gesellschaft und Arbeitswelt überhaupt gerecht wird. 

Vor diesem Hintergrund erscheint auch die Ergänzung „und unterstützt die natürliche Neugierde des 
Kindes“ wenig zielführend. Die Förderung von Neugier und intrinsischer Lernmotivation gehört zum 

Kern frühkindlicher Bildung und ist gelebte Praxis in den Einrichtungen. Empirische Befunde zeigen 
vielmehr, dass diese im weiteren Bildungsverlauf – insbesondere durch leistungs- und bewertungs-
orientierte Strukturen – tendenziell abgeschwächt wird1. 

 
1 TU Dortmund - Motivationsentwicklung; Robert-Bosch-Stiftung/ Deutsches Schulbarometer 

https://ifp.ep.tu-dortmund.de/lehrbereiche/paedagogische-und-differentielle-psychologie/forschungsprojekte/motivationsentwicklung/
https://bosch-stiftung.de/sites/default/files/documents/2024-11/Deutsches%20Schulbarometer_Sch%c3%bcler_2024.pdf
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Positiv hervorzuheben ist hingegen die Einfügung des Satzes 5, die den Vorrang alltagsintegrierter 

Förderung unterstreicht. Deren Wirksamkeit ist wissenschaftlich gut belegt2, während additive För-
derprogramme häufig weniger wirksam3, pädagogisch weniger anschlussfähig und mitunter stigma-

tisierend sind. Vor diesem Hintergrund sind landesspezifische Programme wie die in Nordrhein-
Westfalen beschlossenen „ABC-Klassen“ kritisch zu bewerten. Sie setzen aus unserer Sicht falsche 
Anreize, indem Mittel in parallele Strukturen gelenkt werden, anstatt die Qualität der Förderung di-
rekt in den Einrichtungen zu stärken – insbesondere durch bessere Fachkraft-Kind-Relationen sowie 

qualifizierte Aus- und Fortbildung. Es bleibt zu hoffen, dass sich Befürchtungen nicht bestätigen, wo-
nach hierfür Mittel aus dem SCQEG herangezogen werden könnten. 

 

§ 22 a SGB VIII (ab 01.01.2029) Förderung in Tageseinrichtungen 

Wir begrüßen den Wegfall der „Soll“-Regelung und die Aufnahme der Fort- und Weiterbildung der 
Fachkräfte und der Fachberatungen in den Gesetzestext als konkrete Maßnahmen zur Sicherstel-
lung der Qualität in den Einrichtungen. 

§ 22a Absatz 3 SGB VIII (ab 01.01.2032) – Förderung in Tageseinrichtungen 

Eine bedarfsgerecht ausgestattete Fachberatung ist für die Sicherung und Weiterentwicklung der 
pädagogischen Qualität in Kindertageseinrichtungen unverzichtbar. Die gesetzliche Verankerung ei-
ner flächendeckenden Verfügbarkeit wird daher ausdrücklich begrüßt. Kritisch sehen wir jedoch 

auch in diesem Zusammenhang die erneute Fokussierung auf basale Kompetenzen, die den fachli-
chen Auftrag unnötig verengt. 

Die im Referentenentwurf vorgesehenen Berechnungszeiten erscheinen zudem zu knapp bemessen 

und werden den tatsächlichen Anforderungen an Fachberatung voraussichtlich nicht gerecht. 

Ebenso ist zu hinterfragen, ob eine Bemessung allein anhand von Kinderzahlen sachgerecht ist oder 
ob nicht weitere strukturelle und sozialräumliche Faktoren berücksichtigt werden sollten.  

Zudem muss diese Regelung viel früher greifen, um eine möglichst zügige positive Wirkung entfalten 
zu können- 2032 ist aus unserer Sicht zu spät. 

Im Grundsatz wird mit der Regelung jedoch eine langjährige Forderung der komba gewerkschaft 
aufgegriffen, wenn auch bislang nur in einem ersten, noch ausbaufähigen Ansatz. 

§ 22b SGB VIII (ab 01.01.2029) – Personelle Ausstattung von Tageseinrichtungen 

Die Aufnahme einer Regelung zur personellen Ausstattung ist aus unserer Sicht längst überfällig. Po-
sitiv hervorzuheben ist, dass eine am fachlichen Standard orientierte Personalausstattung ange-
strebt wird, die eine hohe Qualität der Förderung ermöglicht. Insbesondere die Berücksichtigung 

von Zeiten für unmittelbare und mittelbare pädagogische Arbeit, Ausfallzeiten sowie Leitungs- und 
Praxisanleitungsaufgaben entspricht zentralen fachlichen Anforderungen und greift unsere wesent-

liche Kernforderung auf. 

Kritisch sehen wir jedoch, dass die Vorgaben nicht mit verbindlichen, konkreten Parametern hinter-

legt sind. Die Ausgestaltung wird vielmehr nach Absatz 3 dem Landesrecht überlassen. Damit ver-

bleibt die tatsächliche Umsetzung trotz bundesgesetzlicher Verankerung bei den Ländern. Je nach 

 
2 DIPF/PedDocs 
3 Durkin et al, 2022 

https://www.pedocs.de/volltexte/2016/11907/pdf/Posse_Golcher_Topaj_Duesterhoeft_2014_Wirksamkeit_verschieder_Sprachfoerdermassnahmen.pdf
https://psycnet.apa.org/record/2022-18712-001
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herangezogenen fachlichen Maßstäben ist daher weiterhin mit erheblichen Unterschieden in der 

Personalbemessung zu rechnen. 

In der Folge entsteht kein bundeseinheitlicher Standard. Die Verwendung unbestimmter Rechtsbe-

griffe und die Delegation an die Länder mögen systematisch nachvollziehbar sein, sie verhindern 
jedoch, dass das Ziel bundesweit gleichwertiger Lebensverhältnisse und vergleichbarer Bildungs-

chancen im Bereich der frühkindlichen Bildung tatsächlich erreicht wird. 

§ 22c SGB VIII (ab 01.01.2029) – Feststellung des Sprach- und Entwicklungsstands und hierauf 

abgestimmte Förderung in Kindertageseinrichtungen 

Die vielfach festgestellten rückläufigen sprachlichen Kompetenzen bei Kindern stehen aus unserer 

Sicht in engem Zusammenhang mit strukturellen Defiziten der vergangenen Jahre. Insbesondere 
der anhaltende Fachkräftemangel, große Gruppengrößen und eine fortschreitende Deprofessiona-

lisierung durch landesseitige Aufweichungen der Zugangs- und Qualifikationsanforderungen der 
Fachkräfte haben die Bedingungen für eine qualitativ hochwertige, alltagsintegrierte Sprachbildung 
erheblich verschlechtert. 

Die kontinuierliche, alltagsintegrierte Beobachtung und Dokumentation ist grundlegender Bestand-
teil frühpädagogischen Handelns. Soweit dies noch nicht flächendeckend umgesetzt ist, kann eine 

entsprechende gesetzliche Verankerung sinnvoll sein. 

Erhebliche Bedenken bestehen jedoch hinsichtlich der in § 22c Nr. 2 vorgesehenen Sprachstands-

feststellung. Weder Gegenstand noch Verfahren oder Zuständigkeiten der Testung sind hinreichend 
konkretisiert. Erfahrungen mit vergleichbaren Verfahren – etwa dem ehemaligen „Delfin4“-Test in 

Nordrhein-Westfalen – zeigen, dass standardisierte Testungen, insbesondere durch dem Kind unbe-
kannte Personen, leicht Prüfungssituationen erzeugen. Diese können dazu führen, dass Kinder aus 

Unsicherheit oder Verweigerungshaltung nicht adäquat reagieren, was in der Folge fälschlicher-

weise als Sprachdefizit interpretiert wird. Solche Verfahren liefern daher häufig nur verzerrte Mo-

mentaufnahmen und lassen keine verlässlichen Rückschlüsse auf den tatsächlichen Entwicklungs-
stand zu. 

Vor diesem Hintergrund ist es aus fachlicher Sicht unerlässlich, dass die kontinuierlichen Beobach-
tungen und Einschätzungen der pädagogischen Fachkräfte maßgeblich in die Feststellung eines 
möglichen Förderbedarfs einbezogen werden. Nur so können Ergebnisse aus punktuellen Tests an-

gemessen eingeordnet und Fehlbewertungen vermieden werden. 

Unklar bleibt zudem, welche konkreten Kompetenzen durch die Testung erfasst werden sollen. Of-
fen ist insbesondere, wie Mehrsprachigkeit berücksichtigt wird. Die derzeit verbreitete Praxis, mehr-

sprachig aufwachsende Kinder auf Grundlage einsprachiger Verfahren als förderbedürftig einzuord-

nen4, greift zu kurz. Mehrsprachigkeit ist eine Ressource, die es gezielt zu stärken gilt. 

Differenzierte, prozessorientierte Beobachtungsverfahren ermöglichen eine deutlich realistischere 
Einschätzung sprachlicher Entwicklung. Standardisierte Verfahren hingegen bergen die Gefahr frü-

her Selektion und können Ausgrenzung verstärken, ohne die Bildungschancen nachhaltig zu verbes-
sern. Vor diesem Hintergrund ist es entscheidend, Mehrsprachigkeit im Kita-Alltag sichtbar wertzu-

schätzen und Eltern aktiv einzubeziehen. Niedrigschwellige Angebote, etwa in Familienzentren, 
können dabei einen wichtigen Beitrag leisten. 

 
4 Albers & Bostanci: Stellungnahme zur geplanten Einführung eines flächendeckenden Sprachscreenings für Vierjährige und der  
Diskussion um Vorschulklassen 

https://kw.uni-paderborn.de/institut-fuer-erziehungswissenschaft/arbeitsbereiche/inklusive-paedagogik/stellungnahme-albers-u-bostanci
https://kw.uni-paderborn.de/institut-fuer-erziehungswissenschaft/arbeitsbereiche/inklusive-paedagogik/stellungnahme-albers-u-bostanci
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Die Auswahl der Testverfahren und die Zuständigkeit für diese Verfahren können die Bundesländer 

treffen bzw. ändern. So ist keine Vergleichbarkeit der Ergebnisse sichergestellt. 

Die an die Diagnostik anschließende Förderung muss sich konsequent an den individuellen Bedar-

fen des einzelnen Kindes orientieren. Entscheidend ist dabei weniger der möglichst frühe Beginn als 
vielmehr die Qualität der Förderung5. Wissenschaftliche Erkenntnisse zeigen, dass standardisierte 

Programme mit starkem Fokus auf formale Kompetenzen keine nachhaltigen Effekte erzielen und 
teilweise sogar negative Wirkungen haben können6. Maßgeblich sind vielmehr stabile Beziehungen, 

kleine Gruppen und qualifizierte Fachkräfte. 

Die Verpflichtung zur Dokumentation der Förderung nach Nr. 4 verstärkt den Eindruck, dass Kinder-
tageseinrichtungen primär als Zuarbeitende für die Grundschule verstanden werden. Eine Doku-
mentation von Entwicklungsverläufen ist grundsätzlich sinnvoll, insbesondere im Übergang zur 
Schule. Es ist jedoch zwingend erforderlich, dass die aufnehmenden Schulen verpflichtet werden, 

an diese Förderprozesse anzuknüpfen und sie fortzuführen. Eine entsprechende Verbindlichkeit ist 
rechtssystematisch bedingt im Entwurf nicht vorgesehen. Die Begründung beschränkt sich auf 

bloße Möglichkeiten der Nutzung durch die Schule, eine Verpflichtung der Nutzung der Informatio-
nen durch die Schule muss – im Zweifel auf Länderebene- festgeschrieben werden. 

- § 22c Abs. 2 SGB VIII 

Die in dieser Vorschrift vorgesehenen Zeitkontingente für Sprachstandserhebung und Förderung be-

gegnen erheblichen Bedenken. Das einmalige, in die Personalbemessung einzurechnende Zeit-
budget von zwei Stunden für die Testung erscheint angesichts der fachlichen Anforderungen deut-

lich zu knapp bemessen. 

Auch das vorgesehene wöchentliche Zeitkontingent von 30 Minuten pro Kind ist nicht ausreichend, 

um die damit verbundenen Aufgaben sachgerecht zu erfüllen. Dieses umfasst neben der eigentli-

chen Förderung auch die Auswertung der Sprach- und Entwicklungsstandsfeststellungen, die Ablei-

tung individueller Fördermaßnahmen, die Abstimmung im Team sowie mit den Personensorgebe-
rechtigten, die fortlaufende Beobachtung und Dokumentation der Entwicklung und gegebenenfalls 

die Anpassung der Förderung. Für diese Vielzahl an Aufgaben ist das vorgesehene Zeitbudget nicht 

realistisch bemessen. Hinzu kommt, dass ein gesondertes Zeitkontingent für die tatsächliche päda-

gogische Förderung des Kindes nicht klar ausgewiesen ist. 

Über die Frage der zeitlichen Ressourcen hinaus erfordert der intendierte Paradigmenwechsel auch 
eine grundlegende Vorbereitung der pädagogischen Fachkräfte auf ihre veränderte Rolle. Bislang 
steht ihre Tätigkeit für eine beziehungsorientierte, alltagsintegrierte Bildungsbegleitung ohne Prü-
fungsdruck. Mit der Einführung standardisierter Erhebungsverfahren wird ihnen nun faktisch eine 
zusätzliche Rolle als prüfende Instanz zugewiesen. Diese Veränderung birgt das Risiko, das gewach-

sene Vertrauensverhältnis zwischen Fachkräften, Kindern und Eltern zu beeinträchtigen und sollte 

daher fachlich wie konzeptionell sorgfältig berücksichtigt werden. 

§ 22d SGB VIII (ab 01.01.2029) – Unterstützung von Kindern in herausfordernden Lebenslagen 

in Tageseinrichtungen 

Die vorgesehene Stärkung durch zusätzliche Fachkräfte, insbesondere im Bereich Spracherwerb 
und Kita-Sozialarbeit, kann einen wichtigen Beitrag zur Unterstützung von Kindern in herausfor-
dernden Lebenslagen leisten. Gleichzeitig ist zu berücksichtigen, dass in vielen Kommunen bereits 

vielfältige Unterstützungsstrukturen – insbesondere im Bereich der Sozialarbeit – bestehen. Die 

 
5 Kathrin Bock-Famulla, Vortrag 12.03.2026 LVR/öffentlicher Jugendhilfeausschuss, Köln 
6 Durkin  et al, 2022  aaO 
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Schaffung zusätzlicher Stellen nur für die Kitas erhöht den Koordinations- und Abstimmungsbedarf 

erheblich und wirft die Frage nach der tatsächlichen Effizienz neuer Parallelstrukturen auf. 

Der Einsatz zusätzlicher Kräfte im Bereich der Sprachförderung kann je nach Einrichtungsprofil sinn-

voll sein. Kritisch zu bewerten sind jedoch die im Referentenentwurf vorgesehenen zeitlichen Vorga-
ben, deren Angemessenheit zweifelhaft erscheint. 

Für die Kita-Sozialarbeit ist aus unserer Sicht eine klare und verbindliche Regelung der Qualifikati-
onsanforderungen erforderlich. Die Tätigkeit setzt eine einschlägige akademische Ausbildung vo-

raus; entsprechend sollten ausschließlich Absolventinnen und Absolventen der Studiengänge Sozi-
ale Arbeit oder Sozialpädagogik, gerne auch mit Spezialisierung auf Frühpädagogik,  eingesetzt wer-
den. Darüber hinaus bedarf es einer präzisen Definition des Aufgabenprofils, um Unklarheiten und 
Überschneidungen mit bestehenden Strukturen zu vermeiden. 

Auch die vorgesehene Übertragung der Ausgestaltung eines Kita-Sozialindexes auf die Länder – bei 
lediglich rahmengebenden bundesweiten Vorgaben – führt absehbar zu unterschiedlichen Ausprä-
gungen und verhindert erneut bundeseinheitliche Standards. Gleiches gilt für die in Absatz 3 ge-

nannten „geeigneten Maßnahmen“, die einer inhaltlichen Konkretisierung bedürfen. 

Unabhängig davon ist festzuhalten, dass Kita-Sozialarbeit – ebenso wie Schulsozialarbeit – struktu-

relle Ursachen von Bildungsungleichheit nicht beseitigen kann. Sie kann wichtige Unterstützung 
leisten, ersetzt jedoch nicht die notwendigen gesamtgesellschaftlichen und bildungspolitischen 

Maßnahmen. 

§ 24 Absatz 6 SGB VIII (ab 01.01.2029) – Anspruch auf Förderung in Tageseinrichtungen und 

Kindertagespflege 

Eine verbesserte Information der Eltern über die bestehenden Angebote der Kindertagesbetreuung 

ist grundsätzlich zu begrüßen. Insbesondere Familien mit Zuwanderungsgeschichte können von kla-
ren, niedrigschwelligen und zielgruppengerechten Informationen über das deutsche Bildungssys-

tem sowie über ihre Rechte und Pflichten in besonderem Maße profitieren. 

§ 24b SGB VIII (ab 01.01.2027) – Monitoring der Qualität der Kindertagesbetreuung 

Ein Monitoring der Qualität der Kindertagesbetreuung ist grundsätzlich sinnvoll. Es kann insbeson-
dere dazu beitragen, Transparenz über den Einsatz der bereitgestellten Mittel herzustellen und de-
ren Wirksamkeit nachvollziehbar zu machen. 

Änderung des FAG und Finanzvolumen 

Wir begrüßen ausdrücklich, dass die Mittel des SCQEG künftig vollständig in die Verbesserung der 
Qualität der frühkindlichen Bildung investiert werden sollen. Allerdingst ist die  vorgesehene Lauf-

zeit von acht Jahren erneut keine Basis für langfristige Planungen und dauerhafte berufliche Per-
spektiven der in diesem Gesetz neu bzw. zusätzlich geschaffenen Stellen.  

Kritisch ist zudem, dass die den Ländern zur Verfügung stehenden Mittel ab dem Jahr 2030 erheblich 
reduziert werden sollen. Dies käme faktisch einer schrittweisen Kürzung um 50 Prozent gleich. Zu-

gleich sieht der Referentenentwurf bundesseitige Vorgaben zur Personalausstattung vor, ohne eine 

entsprechende Gegenfinanzierung sicherzustellen. 

Die Folge wäre eine erneute und erhebliche finanzielle Mehrbelastung der umsetzenden Kommu-
nen. Hier besteht aus unserer Sicht dringender Nachsteuerungsbedarf. 
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Fazit 

Der Referentenentwurf verfolgt mit der Stärkung von Bildungsgerechtigkeit und der Weiterentwick-
lung der Qualität in der Kindertagesbetreuung grundsätzlich richtige und unterstützenswerte Ziele. 

Positiv hervorzuheben sind insbesondere Ansätze zur Verbesserung der personellen Ausstattung, 
die stärkere Berücksichtigung von Fort- und Weiterbildung sowie die vorgesehene Nutzung der de-

mografischen Entwicklung zur Qualitätssteigerung.  

Die unterschiedlichen Zeiten des Inkrafttretens der Regelungen ist in vielen Fällen – wie z.B. bei der 

Fachberatung zu spät. 

Gleichzeitig weist der Entwurf jedoch erhebliche fachliche und strukturelle Defizite auf. Insbeson-

dere die Verengung des Bildungsverständnisses auf basale, primär schulvorbereitende Kompeten-
zen wird dem umfassenden Auftrag frühkindlicher Bildung nicht gerecht. Die Einführung standardi-

sierter Prüf- und Testverfahren birgt die Gefahr einer Defizitorientierung sowie einer Verschiebung 
hin zu schulischen Logiken, die den besonderen pädagogischen Ansatz der Kindertagesbetreuung 
untergraben können. Zentrale Aspekte wie die Förderung sozio-emotionaler Kompetenzen, die Be-

deutung von Beziehungen sowie die Stärkung individueller Ressourcen geraten dabei zu sehr in den 
Hintergrund. 

Darüber hinaus bleiben wesentliche strukturelle Herausforderungen unzureichend adressiert. Dazu 
zählen insbesondere der anhaltende Fachkräftemangel, unzureichende Zeitressourcen sowie die 

fortschreitende Deprofessionalisierung. Die vielfach fehlenden bundeseinheitlichen und verbindli-
chen Standards führen zudem dazu, dass gleichwertige Lebens- und Bildungsbedingungen weiter-

hin nicht gewährleistet werden können. Auch die vorgesehene Aufgabenverlagerung zulasten der 

Kindertageseinrichtungen ohne entsprechende Verpflichtungen auf Seiten der Grundschulen ist kri-

tisch zu bewerten. 

Nicht zuletzt bestehen erhebliche Bedenken hinsichtlich der finanziellen Ausgestaltung, insbeson-

dere mit Blick auf die geplante Reduzierung der Mittel ab dem Jahr 2030. Ohne eine verlässliche und 
auskömmliche Finanzierung droht eine zusätzliche Belastung der Kommunen, die die Umsetzung 

der angestrebten Qualitätsverbesserungen erheblich erschweren würde. 

Die eingeschränkte Laufzeit der Finanzierung ist höchst problematisch, da diese für Kommunen, 
Träger und Beschäftigte keine Planungsgarantie schafft. 

Insgesamt besteht daher aus Sicht der komba gewerkschaft ein deutlicher Nachbesserungsbedarf. 

Erforderlich sind insbesondere ein ganzheitliches Bildungsverständnis, verbindliche bundesweite 
Qualitätsstandards, eine realistische personelle und zeitliche Ausstattung sowie eine langfristig ge-

sicherte Finanzierung, um die Ziele des Gesetzes tatsächlich wirksam erreichen zu können. 

 

 


